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1 Neue Regeln bei Steuererklärungsfristen und Verspätungszuschlägen 

Mit dem Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens wurden neue Regeln bei den 

Steuererklärungsfristen und der Erhebung von Verspätungszuschlägen festgelegt. 

1. Steuererklärungsfristen: Während nach den alten „Fristenerlassen“ eine Fristverlängerung über den 

31. Dezember des Folgejahres nur aufgrund begründeter Einzelanträge möglich ist, können die von der 

Regelung erfassten Steuererklärungen nunmehr vorbehaltlich einer „Vorabanforderung“ oder einer 

„Kontingentierung“ bis zum 28. Februar des Zweitfolgejahres abgegeben werden. Für nicht steuerlich 

beratene Steuerpflichtige wurde die Frist zur Abgabe der Steuererklärung von Ende Mai auf Ende Juli 

des Folgejahres verlängert. Bitte beachten! Die neuen Regelungen sind erstmals für 

Besteuerungszeiträume, die nach dem 31.12.2017 beginnen, und Besteuerungszeitpunkte, die nach 

dem 31.12.2017 liegen, anzuwenden.  Das betrifft also die Steuererklärungen 2018. 

2. Erhebung von Verspätungszuschlägen: Die Finanzbehörde muss – mit wenigen Ausnahmen – von 

Gesetzes wegen bei verspäteter Abgabe der Steuererklärungen einen Verspätungszuschlag erheben. 

Der Verspätungszuschlag beträgt für jeden angefangenen Monat der eingetretenen Verspätung 0,25 

% der um die Vorauszahlungen verminderten festgesetzten Steuer – mindestens jedoch 25 Euro für 

jeden angefangenen Monat. Die Neuregelung ist erstmals für Steuererklärungen anzuwenden, die 

nach dem 31.12.2018 einzureichen sind. 

2 Übergangsregelung bei Registrierkassen beschlossen 

Die Registrierkassen und PC-Kassensysteme, die von Unternehmen mit Bargeldeinnahmen genutzt 

werden, unterliegen als vorgelagerte Systeme der Buchführung denselben Aufzeichnungs- und 

Aufbewahrungspflichten wie die eigentlichen Buchführungssysteme. Aufgrund der neuen Regelungen sind 

die Anforderungen beim Einsatz elektronischer Registrierkassen stark gestiegen. Seit dem 1.1.2017 dürfen 

nur noch elektronische Registrierkassen verwendet werden, die eine dauerhafte Speicherung aller 

steuerlich relevanten Daten ermöglichen.  

Ab dem 1.1.2020 müssen die elektronischen Aufzeichnungssysteme und die digitalen Aufzeichnungen mit 

einer zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtung geschützt sein. Nachdem die Sicherheitseinrichtung 

bis zum Beginn des neuen Jahres aber voraussichtlich noch nicht flächendeckend am Markt verfügbar sein 

wird, hat sich die Finanzverwaltung mit einem Beschluss auf Bund-Länder-Ebene auf eine zeitlich befristete 

Nichtbeanstandungsregelung bis 30.9.2020 verständigt.  

3 XIII. Bürokratieentlastungsgesetz auf den Weg gebracht – steuerliche 

Änderungen 

Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, Bürokratie abzubauen und so die Wirtschaft dadurch auch 

finanziell zu entlasten. Dafür sind im Bürokratieabbaugesetz III verschiedene Maßnahmen vorgesehen. Zu 

den steuerlich interessanten Maßnahmen zählen: 

Gesundheitsförderung: Der Arbeitgeber kann – unter bestimmten Voraussetzungen – bis zu 500 € im Jahr 

steuerfrei leisten, um die Gesundheit und Arbeitsfähigkeit seiner Beschäftigten durch zielgerichtete 

betriebsinterne Maßnahmen der Gesundheitsförderung oder entsprechende Barleistungen für 

Maßnahmen externer Anbieter zu erhalten. Dieser Betrag soll auf 600 € je Arbeitnehmer im Kalenderjahr 

angehoben werden. 

Kurzfristige Beschäftigung: Z.Zt. ist eine Pauschalierung der Lohnsteuer mit 25 % bei kurzfristig 

beschäftigten Arbeitnehmern zulässig, wenn der durchschnittliche Arbeitslohn je Arbeitstag 72 € nicht 
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übersteigt. Dieser Höchstbetrag soll auf 120 € angehoben werden. Außerdem soll der 

pauschalierungsfähige durchschnittliche Stundenlohn von 12 € auf 15 € erhöht werden 

Gruppenunfallversicherung: Der Arbeitgeber kann die Beiträge für eine Gruppenunfallversicherung mit 

einem Pauschsteuersatz von 20 % erheben, wenn der steuerliche Durchschnittsbetrag ohne 

Versicherungssteuer 62 € im Kalenderjahr nicht übersteigt. Dieser Betrag soll auf 100 € im Jahr erhöht 

werden. 

Kleinunternehmerregelung: Die Umsatzsteuer wird von inländischen Unternehmern derzeit nicht erhoben, 

wenn der Umsatz im vergangenen Kalenderjahr die Grenze von 17.500 Euro nicht überstiegen hat und 

50.000 € im laufenden Kalenderjahr voraussichtlich nicht übersteigen wird. Die geplante Anhebung auf 

22.000 € soll die seit der letzten Anpassung erfolgte allgemeine Preisentwicklung berücksichtigen. 

Zu den weiteren geplanten Abbaumaßnahmen gehören u. a. die Einführung der elektronischen 

Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung, Erleichterungen bei der Archivierung von elektronisch gespeicherten 

Steuerunterlagen, die Option eines digitalen Meldescheins im Beherbergungsgewerbe etc. 

4 Steuerliche Verbesserungen zur Stärkung des Ehrenamtes geplant 

Das Niedersächsische Finanzministerium hat Änderungen zur Stärkung des Ehrenamtes bekannt gegeben, 

die in das sog. Jahressteuergesetz 2019 einfließen sollen.  

Danach soll die Übungsleiterpauschale  von 2.400 € auf 3.000 € ansteigen. Diese betrifft diejenigen, 

welche als Übungsleiter, Betreuer, Ausbilder, Erzieher o. Ä. tätig sind. Wer sich ehrenamtlich engagiert 

und dafür eine Vergütung oder Entschädigung erhält, kann eine Ehrenamtspauschale in Höhe von 840 € 

anstelle von 720 € im Jahr ansetzen, zum Beispiel für Tätigkeiten in kulturellen Einrichtungen oder 

Sportvereinen, soweit es sich dabei nicht um Übungsleitertätigkeiten handelt. 

Bei Spenden bis zu einem Betrag von 300 € (zuvor 200 €) reicht ein vereinfachter Spendennachweis wie 

z. B. eine Buchungsbestätigung, soweit alle notwendigen Informationen daraus ersichtlich sind. Selbiges 

gilt auch bei Spenden in Katastrophenfällen. 

Ein Verein, der wie ein normaler Gewerbebetrieb am Wirtschaftsleben teilnimmt, hat Körperschaft- und 

Gewerbesteuer zu zahlen. Allerdings besteht für die wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe eine Einnahmen-

Freigrenze von 35.000 €, welche jetzt auf 45.000 € angehoben werden soll.  

5 Geplante Behandlung des Ausfalls einer Kapitalforderung 

Der Bundesfinanzhof hat in seinem Urteil vom 24.10.2017 entschieden, dass der endgültige Ausfall einer 

Kapitalforderung in der privaten Vermögenssphäre nach Einführung der Abgeltungsteuer zu einem 

steuerlich anzuerkennenden Verlust führt. Er leitet seine Auffassung daraus ab, dass mit der Einführung der 

Abgeltungsteuer eine vollständige steuerrechtliche Erfassung aller Wertveränderungen im Zusammenhang 

mit Kapitalanlagen erreicht werden sollte. 

Diese Auffassung des BFH entspricht nach der Gesetzesbegründung im Entwurf eines 

Jahressteuergesetzes 2019 (JStG) nicht der Intention des Gesetzgebers. Mit einer Ergänzung der 

steuerlichen Regelung will er klarstellen, dass insbesondere der durch den Ausfall einer Kapitalforderung 

oder die Ausbuchung einer Aktie entstandene Verlust steuerlich nicht mehr zum Tragen kommt. 

Grundsätzlich gehört zu den Einkünften aus Kapitalvermögen auch der Gewinn aus der Veräußerung der 

Einkunftsquellen, die zu laufenden Einkünften führen. Als Veräußerung gilt zudem die Einlösung, 

Rückzahlung, Abtretung oder verdeckte Einlage in eine Kapitalgesellschaft. Der Wertverfall erfüllt nach 

Auffassung des Gesetzgebers diese Merkmale gerade nicht. Deshalb muss er eine Berücksichtigung des 

wertlosen Verfalls des Vermögensstamms bei den Einkünften aus Kapitalvermögen nicht vorsehen.  
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Anmerkung: In seiner Stellungnahme vom 20.9.2019 stellt der Bundesrat fest, dass die Änderungen 

steuersystematisch nicht gerechtfertigt sind und zudem auf verfassungsrechtliche Bedenken stoßen. Über 

die gewünschten Einschränkungen hinaus werden mit der geplanten Änderung auch weitere, bisher in den 

Anwendungsbereich der Abgeltungsteuer fallende Vorgänge zukünftig von einer steuerlichen 

Berücksichtigung ausgeschlossen (z. B. Verkauf notleidender Forderungen). Betroffene Steuerpflichtige 

sollten sich im Idealfall vor Inkrafttreten des Gesetzes steuerlich beraten lassen, um im Bedarfsfalle 

handeln zu können. 

6 Unbelegte Brötchen mit einem Heißgetränk sind steuerfreie 

Aufmerksamkeiten 

Erhalten Arbeitnehmer unentgeltliche oder verbilligte Speisen und Getränke durch den Arbeitgeber, kann 

dies zu steuerpflichtigem Arbeitslohn führen. Arbeitslohn liegt nach Auffassung des Bundesfinanzhofs in 

seiner Entscheidung vom 3.7.2019 grundsätzlich aber nur vor, wenn der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer 

eine „Mahlzeit“, wie ein Frühstück, Mittagessen oder Abendessen, unentgeltlich oder verbilligt zur 

Verfügung stellt.  

Im entschiedenen Fall stellte ein Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern unbelegte Brötchen und Rosinenbrot 

nebst Heißgetränken zum sofortigen Verzehr im Betrieb kostenlos bereit. Das Finanzamt sah dies als ein 

Frühstück an, das mit den amtlichen Sachbezugswerten zu versteuern ist. 

Das sah der BFH jedoch anders. Nach seiner Auffassung handelt es sich in einem solchen Fall um nicht 

steuerbare Aufmerksamkeiten. Unbelegte Brötchen sind auch in Kombination mit einem Heißgetränk noch 

kein „Frühstück“. Selbst für ein einfaches Frühstück muss wenigstens noch ein Aufstrich oder ein Belag 

hinzukommen. Die Überlassung der Backwaren nebst Heißgetränken dient lediglich der Ausgestaltung des 

Arbeitsplatzes und der Schaffung günstiger betrieblicher Arbeitsbedingungen und ist somit steuerfrei. 

7 Fahrtickets als steuerfreie Gehaltsbestandteile für Arbeitnehmer 

Arbeitgeber haben durch steuer- und sozialabgabenfreie Gehaltsbestandteile die Möglichkeit, ihren 

Arbeitnehmern mehr entgeltliche Vorteile zukommen zu lassen. Dazu gehören nunmehr auch Fahrtickets 

für öffentliche Verkehrsmittel. Diese gelten auch für Minijobber. 

Das Fahrticket  – sog. Jobtickets – gehört nicht zu den Sachbezügen mit der Monatsgrenze von 44 €, 

sondern kommt dem Arbeitnehmer zusätzlich zugute. Damit das Fahrticket steuerfrei zur Verfügung 

gestellt wird, muss es jedoch neben dem normalen Arbeitslohn erbracht werden, es darf demnach keine 

Gehaltsumwandlung vorliegen.  

Das Jobticket gilt für alle beruflichen, aber auch für private Fahrten mit Ausnahme bei IC, ICE, EC und 

Fernbussen und Luftverkehr. Begünstigt sind demnach grundsätzlich alle Angebote des öffentlichen 

Personennahverkehrs. Dies gilt selbst dann, wenn die Tickets übertragbar sind oder für Mitfahrer gelten. 

Eine individuelle Beförderung z. B. mit Taxis oder Charterbussen fällt nicht unter die Vergünstigung. 

Es gilt jedoch zu beachten, dass das Ticket auf die Entfernungspauschale in der Steuererklärung 

angerechnet wird, selbst wenn es tatsächlich gar nicht für die Fahrten zwischen Wohnung und 

Arbeitsstätte genutzt wird. Für wen sich die Entfernungspauschale steuerlich mehr lohnt und wer auf diese 

nicht verzichten will, der sollte gegebenenfalls auf das Fahrticket verzichten. 

Anmerkung: Mit dem Jahressteuergesetz 2020 plant der Gesetzgeber eine Pauschalierungsmöglichkeit mit 

einer Pauschalsteuer in Höhe von 25 %, bei dem das Jobticket dann nicht mehr auf die 

Entfernungspauschale angerechnet wird. 
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8 „Vermögensübergabe gegen Versorgungsleistungen“ ohne 

Kostenübernahme für Alten-/Pflegeheim 

Viele Steuerpflichtige vereinbaren mit nahen Angehörigen, meistens Eltern und Kindern, bei einer 

betrieblichen Vermögensübergabe eine Zahlung von wiederkehrenden Bezügen. Diese werden im 

jeweiligen Einzelfall nach den individuellen Vertragsmerkmalen als Rente oder dauernde Last qualifiziert. 

Bei Vorliegen einer dauernden Last wird ein voller Sonderausgabenabzug gewährt, bei einer sog. Leibrente 

dagegen nur in Höhe des Ertragsanteils des Rentenbetrags. Mit der Unterscheidung hat sich kürzlich auch 

das Finanzgericht Rheinland-Pfalz (FG) mit Urteil vom 30.7.2019 beschäftigt. 

Im entschiedenen Fall vereinbarte ein Steuerpflichtiger mit seinen Eltern gegen Übernahme des elterlichen 

Betriebes eine monatliche Zahlung. Eine spätere Abänderung der Zahlungen sollte möglich sein, falls sich 

die Leistungsfähigkeit des Zahlenden oder die Höhe der Unterhaltsaufwendungen der Empfänger ändert, 

jedoch ohne Übernahme von eventuell anfallenden Kosten für ein Alten-/Pflegeheim. Aufgrund dieser 

eingeschränkten Abänderbarkeit qualifizierte das Finanzamt die Zahlungen als Rente und berücksichtigte 

demzufolge die Beiträge in Höhe des Ertragsanteils als Sonderausgaben.  

Das FG gab dem Finanzamt recht. Damit eine dauernde Last vorliegt, muss vereinbart worden sein, dass 

die Zahlungen in unbeschränktem Umfang angepasst werden können, was hier durch den Ausschluss von 

Kosten für ein Alten-/Pflegeheim nicht vorliegt. Insoweit kann auch kein voller Sonderausgabenabzug 

gewährt werden. 

Anmerkung: Die Revision wurde zugelassen, weil höchstrichterlich noch nicht geklärt ist, ob eine 

„Abänderbarkeit“ der Versorgungsleistung auch dann (noch) angenommen werden kann, wenn ein 

Mehrbedarf wegen außerhäuslicher Pflege ausgeschlossen ist. 

9 Mehr Geld für Fortbildungen 

Der Kostenaufwand von beruflichen Fort- und Weiterbildungen (Lehrgänge, Prüfungen, Materialien, 

Lebensunterhalt) ist nicht zu unterschätzen. Für die finanzielle Unterstützung gibt es seit 1996 das sog. 

Aufstiegs-BAföG für den Aufstieg im dualen System der beruflichen Bildung. Anspruchsberechtigt sind alle 

(unabhängig vom Alter), die sich mit einem Lehrgang oder an einer Fachschule auf eine anspruchsvolle 

berufliche Fortbildungsprüfung in Voll- oder Teilzeit vorbereiten. 

Ab August 2020 sollen die Fortbildungen zum Handwerks- oder Industriemeister, Techniker, Betriebswirt 

oder staatlich geprüften Erzieher noch besser unterstützt werden. Das sieht der Gesetzentwurf zur Reform 

des Aufstiegs-BAföG vor. Hier die wichtigsten geplanten Verbesserungen: 

 Der einkommensabhängige Zuschuss zum Unterhalt steigt auf 100 % (bisher 50 %). 

 Der Unterhaltsbeitrag pro Kind und Ehepartner (je 235 €) wird zu 100 % als Zuschuss gewährt 

(bisher zu 45 % bzw. 50 % als Darlehen). 

 Der Kinderbetreuungszuschlag für Alleinerziehende wird von 130 € auf 150 €/Monat erhöht. Das 

Höchstalter für die Berücksichtigung von betreuungsbedürftigen Kindern steigt von zehn auf 14 

Jahre. 

 Lehrgangs- und Prüfungskosten werden künftig zu 50 % (bisher 40 %) vom Staat bezuschusst, der 

Rest als Darlehen gewährt. 

 Die Stundungs- und Erlassmöglichkeiten zur Rückzahlung werden ausgeweitet. 

 Aufstieg Schritt für Schritt: Einzelne können künftig auch mehrfach von der Förderung profitieren, 

nämlich auf allen drei Fortbildungsstufen (z. B. vom Gesellen zum Techniker, vom Techniker zum 

Meister, vom Meister zum Betriebswirt). 
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Mein Tipp: Die eigenen Lehrlinge und Gesellen über die neuen Möglichkeiten informieren; vielleicht 

ist jemand an Ihrer Seite oder sogar ein Nachfolger aus der „eigenen Mannschaft“ für die Zukunft 

eine Verbesserung. 

10 Spaziergang in der Arbeitspause ist nicht unfallversichert 

Arbeitnehmer sind gesetzlich unfallversichert, solange sie eine betriebsdienliche Tätigkeit verrichten. 

Spazierengehen in einer Arbeitspause ist keine Haupt- oder Nebenpflicht aus dem 

Beschäftigungsverhältnis eines Versicherten, sondern stellt eine eigenwirtschaftliche Verrichtung dar. 

Verunglückt ein Versicherter hierbei, ist dies daher kein Arbeitsunfall im Sinne der gesetzlichen 

Unfallversicherung. Zu dieser Entscheidung kam das Hessische Landessozialgericht in seinem Urteil vom 

24.7.2019. 

In welchem Umfang die Geheimhaltungspflicht nach dem Tode des Vertrauensgebers fortbesteht, beurteilt 

sich nach der Lage des Einzelfalls. Geht ein mutmaßlicher Wille des Verstorbenen eindeutig dahin, dass er 

unter Berücksichtigung seines wohlverstandenen Interesses auf weitere Geheimhaltung verzichten würde, 

so steht dem Arzt kein Verweigerungsrecht zu. 

11 Viele steuerliche Änderungen durch  neue Gesetzesinitiativen ab 2020 

Die Bundesregierung hat eine Vielzahl verschiedener Gesetzesinitiativen auf den Weg gebracht, die zum 

größten Teil schon im Jahr 2020 greifen sollen. Damit will sie die im Koalitionsvertrag vereinbarten und 

weitere zwingende Regelungen umsetzen. Dazu gehören u. a.: 

 Ein Gesetzespaket zur Reform der Grundsteuer  

 Das Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität (sog. Jahressteuergesetz 

2019) 

 Steuerliche Verbesserungen zur Stärkung des Ehrenamts 

 Steuerliche Maßnahmen zur Erreichung der Klimaschutzziele bis 2030 

 III. Bürokratieentlastungsgesetz  

 Gesetz zur steuerlichen Förderung von Forschung und Entwicklung 

 Gesetz zur Rückführung des Solidaritätszuschlags 

Über die relevanten Neuregelungen werden wir im Rahmen der einzelnen Gesetzesverläufe mit diesem 

Informationsschreiben weiter berichten. 

Es kommt also wieder vieles auf uns zu. Bei uns Fragen gerne anrufen und Termin vereinbaren. 

12 Steuerliche Maßnahmen zur Erreichung der Klimaschutzziele bis 2030 

Ein breites Maßnahmenbündel aus Innovationen, Förderung, gesetzlichen Standards und Anforderungen 

sowie einer Bepreisung von Treibhausgasen soll dazu beitragen, die vorgegebenen Klimaschutzziele zu 

erreichen. Dazu sind auch steuerliche Maßnahmen über das Gesetz zur Umsetzung des 

Klimaschutzprogramms 2030 im Steuerrecht vorgesehen, die die Lenkwirkung zur Zieleerreichung 

verstärken soll. Dazu gehören u. a.: 

 Anhebung der Entfernungspauschale ab 2021 für Fernpendler ab dem 21sten km auf 0,35 €, 

befristet bis zum 31.12.2026. 
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 Einführung einer Mobilitätsprämie auf Antrag in Höhe von 14 % der erhöhten Pendlerpauschale für 

Steuerpflichtige, deren zu versteuerndes Einkommen unter dem Grundfreibetrag liegt. 

 Technologieoffene steuerliche Förderung energetischer Gebäudesanierungsmaßnahmen ab 2020. 

Durch einen Abzug von der Steuerschuld soll gewährleistet werden, dass Gebäudebesitzer aller 

Einkommensklassen gleichermaßen von der Maßnahme profitieren. Gefördert werden 

Einzelmaßnahmen wie der Einbau neuer Fenster oder die Dämmung von Dächern und 

Außenwänden. Demnach können Steuerpflichtige, die z. B. alte Fenster durch moderne 

Wärmeschutzfenster ersetzen, ihre Steuerschuld – verteilt über 3 Jahre  – um 20 % (1. + 2. Jahr 

7 %, 3. Jahr 6 %) der Kosten mindern. 

 Verlängerung der Dienstwagenregelung für die Nutzung eines batterieelektrischen Fahrzeuges oder 

eines Plug-in-Hybrid-Fahrzeuges bis 2030. Die Dienstwagensteuer soll zukünftig darüber hinaus für 

reine Elektrofahrzeuge bis zu einem Preis von 40.000 € von 0,5 % auf 0,25 % abgesenkt werden. 

Zudem verlängert sich die Kfz-Steuerbefreiung zum 31.12.2025. Die auf 10 Jahre befristete Dauer 

der Steuerbefreiung wird bis 31.12.2030 begrenzt. 

 Verlängerung der Kaufprämie ab 2021 für Pkw mit Elektro-, Hybrid- und Wasserstoff-

/Brennstoffzellenantrieb bis Ende 2025 und Anhebung der Prämie für Autos unter 40.000 € von 

4.000 € auf 6.000 € für rein elektrisch betriebene Pkw und von 3.000 € auf 4.500 € für sog. Plug-

in-Hybride. Reine E-Autos mit einem Listenpreis über 40.000 € sollen künftig mit 5.000 € und 

Plug-in-Hybride mit 4.000 € bezuschusst werden. Pkws, die mehr als 65.000 € kosten, werden 

nicht gefördert. 

 Stärkere Ausrichtung der Kfz-Steuer an den CO2-Emissionen bei Neuwagenzulassungen ab 

1.1.2021. 

 Erhöhung der Luftverkehrsabgabe zum 1.4.2020 und Reduzierung der Mehrwertsteuer auf 

Bahnfahrkarten im Fernverkehr von 19 % auf 7 %. 

Neben den steuerlichen Maßnahmen sind eine große Anzahl an Regelungen zur Verbesserung des 

Klimaschutzes wie z. B. die Einführung eines Emissionshandels, eine Bundesförderung für effiziente 

Gebäude, eine Austauschprämie mit einem Förderanteil von 40 % für ein neues, effizienteres Heizsystem, 

die Senkung der Stromkosten u. v. m. vorgesehen.  

Über die einzelnen Regelungen werden wir bei Vorliegen detaillierter Informationen unterrichten. Und dann 

schauen wir mal, was diese Regelungen auch an Resultaten bringen. Darüber hinaus dürfen wir auch 

nicht die Kleinigkeiten vergessen, die wir im Alltag selbst machen können.  

13 Gesetzespaket zur Reform der Grundsteuer verabschiedet 

Die Bundesregierung hat sich bei der Reform der Grundsteuer auf ein Gesetzespaket geeinigt, das den 

Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts gerecht werden soll. Der Bundestag hat am 18.10.2019 das 

Gesetzespaket verabschiedet. Der Bundesrat stimmte dem Gesetz am 8.11.2019 zu. 

Die Praxis, wonach die Grundsteuer für Häuser und unbebaute Grundstücke anhand von (überholten) 

Einheitswerten berechnet wird, hat das Bundesverfassungsgericht im Jahr 2018 als verfassungswidrig 

erklärt und eine Neuregelung bis Ende 2019 gefordert. Hauptkritikpunkt war, dass die zugrunde gelegten 

Werte die tatsächliche Wertentwicklung nicht mehr in ausreichendem Maße widerspiegeln. 

 Bei der Neuregelung bleibt zunächst das heutige dreistufige Verfahren – Bewertung, 

Steuermessbetrag, kommunaler Hebesatz – erhalten. Erstmals ab 1.1.2022 erfolgt die Bewertung 

der Grundstücke nach neuem Recht. 
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 Bei der Ermittlung der Grundsteuer für Wohngrundstücke werden fünf Parameter auf die 

Berechnung Einfluss haben: Grundstücksfläche, Bodenrichtwert, Immobilienart, Alter des 

Gebäudes, Mietniveaustufe.  

 Anders als bei Wohngrundstücken orientiert sich bei Gewerbegrundstücken die Grundsteuer am 

vereinfachten Sachwertverfahren, das für die Wertermittlung auf die gewöhnlichen 

Herstellungskosten für die jeweilige Gebäudeart und den Bodenrichtwert abstellt. Hier entfallen 

zahlreiche bisher erforderliche Kriterien, wie z. B. Höhe des Gebäudes, Heizungsart, Art der 

Verglasung der Fenster usw. 

 Bei der Bewertung eines Betriebs der Land- und Forstwirtschaft (Grundsteuer A) bleibt es beim 

Ertragswertverfahren, das jedoch vereinfacht und typisiert wird. 

 Die sog. „Grundsteuer C“, für die die Gemeinden für unbebaute, aber baureife Grundstücke einen 

erhöhten Hebesatz festlegen können, soll dabei helfen, Wohnraumbedarf künftig schneller zu 

decken. 

 Die heutigen Steuermesszahlen werden so abgesenkt, dass die Reform aufkommensneutral 

ausfällt. 

Die Bundesländer können über eine sog. „Öffnungsklausel“ bis zum 31.12.2024 vom Bundesrecht 

abweichende Regelungen vorbereiten. Dieses Modell setzt an der Fläche der Grundstücke und der 

vorhandenen Gebäude an. Die Werte der Grundstücke und der Gebäude bleiben dabei unberücksichtigt. Im 

Ergebnis kann das Flächenmodell dazu führen, dass für Immobilien, die zwar ähnliche Flächen aufweisen, 

sich im Wert aber deutlich unterscheiden, ähnliche Grundsteuerzahlungen fällig werden.  

Der Bundesrat hat am 8.11.2019 dem Gesetz zugestimmt. Die Neuregelungen zur Grundsteuer – entweder 

bundesgesetzlich oder landesgesetzlich – gelten dann ab 1.1.2025. 

14 Überlegungen und Handlungsbedarf zum Jahresende 2019 

Nicht zu vergessen: ein paar kleine Ratschläge zum Jahresende 

GESCHENKE AN GESCHÄFTSFREUNDE: „Sachzuwendungen“ an Kunden bzw. Geschäftsfreunde dürfen als 

Betriebsausgaben abgezogen werden, wenn die Kosten der Gegenstände pro Empfänger und Jahr 35 € 

ohne Umsatzsteuer (falls der Schenkende zum Vorsteuerabzug berechtigt ist) nicht übersteigen. Ist der 

Betrag höher oder werden an einen Empfänger im Wirtschaftsjahr mehrere Geschenke überreicht, deren 

Gesamtkosten 35 € übersteigen, entfällt die steuerliche Abzugsmöglichkeit in vollem Umfang. Eine 

Ausnahme sind Geschenke bis 10 €. Hier geht der Fiskus davon aus, dass es sich um Streuwerbeartikel 

handelt. Hierfür entfällt auch die Aufzeichnungspflicht der Empfänger. Der Zuwendende darf aber 

Aufwendungen von bis zu 10.000 € im Jahr pro Empfänger mit einem Pauschalsteuersatz von 30 % (zzgl. 

Soli-Zuschlag und pauschaler Kirchensteuer) versteuern. Der Aufwand stellt jedoch keine Betriebsausgabe 

dar! Der Empfänger ist von der Steuerübernahme zu unterrichten. Geschenke an Geschäftsfreunde aus 

ganz persönlichem Anlass (Geburtstag, Hochzeit und Hochzeitsjubiläen, Kindergeburt, Geschäftsjubiläum) 

im Wert bis 60 € müssen nicht pauschal besteuert werden. Das gilt auch für Geschenke an Arbeitnehmer 

(siehe folgenden Beitrag). Übersteigt der Wert für ein Geschenk an Geschäftsfreunde jedoch 35 €, ist es 

nicht als Betriebsausgabe absetzbar! 

GESCHENKE AN ARBEITNEHMER: Will der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern neben den üblichen 

Zuwendungen (Blumen o. Ä.) auch ein Geschenk z. B. zum Jahresende überreichen, kann er auch die 

besondere Pauschalbesteuerung nutzen. Geschenke an Mitarbeiter können danach bis zu einer Höhe von 

10.000 € pro Jahr bzw. pro Arbeitnehmer vom Arbeitgeber mit 30 % (zzgl. Soli-Zuschlag und pauschaler 

Kirchensteuer) pauschal besteuert werden. Sie sind allerdings sozialversicherungspflichtig. Der 

Arbeitgeber kann die Aufwendungen als Betriebsausgaben ansetzen. 
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WEIHNACHTS-/BETRIEBSFEIER: Zuwendungen für Betriebsveranstaltungen wie „Weihnachtsfeiern“ bleiben 

bis zu einem Betrag in Höhe von 110 € steuerfrei, auch wenn der Betrag pro Veranstaltung und 

Arbeitnehmer überschritten wird. Nur der überschrittene Betrag ist dann steuer- und 

sozialversicherungspflichtig. Zu den Zuwendungen gehören alle Aufwendungen des Arbeitgebers 

einschließlich Umsatzsteuer unabhängig davon, ob sie einzelnen Arbeitnehmern zurechenbar sind oder ob 

es sich um den rechnerischen Anteil an den Kosten der Betriebsveranstaltung handelt, die der Arbeitgeber 

gegenüber Dritten für den äußeren Rahmen der Betriebsveranstaltung aufwendet. Beispiel: Die 

Aufwendungen für eine Betriebsveranstaltung betragen 10.000 €. Der Teilnehmerkreis setzt sich aus 75 

Arbeitnehmern zusammen, von denen 25 von je einer Person begleitet werden. Die Aufwendungen sind 

auf 100 Personen zu verteilen, sodass auf jede Person ein geldwerter Vorteil von 100 € entfällt. Sodann ist 

der auf die Begleitperson entfallende geldwerte Vorteil dem jeweiligen Arbeitnehmer zuzurechnen. 50 

Arbeitnehmer haben somit einen geldwerten Vorteil von 100 €, der den Freibetrag von 110 € nicht 

übersteigt und daher nicht steuerpflichtig ist. Bei 25 Arbeitnehmern beträgt der geldwerte Vorteil 200 €. 

Nach Abzug des Freibetrags von 110 € ergibt sich für diese Arbeitnehmer ein steuerpflichtiger geldwerter 

Vorteil von jeweils 90 €. Er bleibt dann sozialversicherungsfrei, wenn ihn der Arbeitgeber mit 25 % 

pauschal besteuert. Bitte beachten: Eine begünstigte Weihnachts-/Betriebsveranstaltung liegt nur dann 

vor, wenn sie allen Angehörigen des Betriebs oder eines Betriebsteils grundsätzlich offensteht. Eine 

Betriebsveranstaltung wird als „üblich“ eingestuft, wenn nicht mehr als zwei Veranstaltungen jährlich 

durchgeführt werden. Auf die Dauer der einzelnen Veranstaltung kommt es nicht an. Demnach können 

auch mehrtägige Betriebsveranstaltungen begünstigt sein. 

SONDERABSCHREIBUNG FÜR KLEINE UND MITTLERE UNTERNEHMEN: Kleine und mittlere Unternehmen 

profitieren von der Sonderabschreibung von bis zu 20 %. Werden bewegliche Wirtschaftsgüter wie z. B. 

Maschinen angeschafft, können – unter weiteren Voraussetzungen – im Jahr der Anschaffung oder 

Herstellung sowie in den folgenden vier Wirtschaftsjahren zur normalen Abschreibung zusätzlich 

Sonderabschreibungen in Höhe von insgesamt bis zu 20 % in Anspruch genommen werden. Der 

Unternehmer kann entscheiden, in welchem Jahr er wie viel Prozent der Sonderabschreibung 

beanspruchen will und damit die Höhe des Gewinns steuern. Die für die Inanspruchnahme der 

Vergünstigung relevanten Betriebsvermögensgrenzen betragen bei Bilanzierenden 235.000 € bzw. der 

Wirtschaftswert bei Betrieben der Land- und Forstwirtschaft 125.000 €; die Gewinngrenze bei Einnahme-

Überschuss-Rechnern beträgt 100.000 €.  

INVESTITIONSABZUGSBETRAG IN ANSPRUCH NEHMEN - WENN SINNVOLL: Für neue oder gebrauchte 

bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die Steuerpflichtige anschaffen oder herstellen 

wollen, können sie – unter weiteren Voraussetzungen wie z. B. der betrieblichen Nutzung zu mindestens 

90 % und Einhaltung bestimmter Betriebsgrößenmerkmalen bzw. Gewinngrenzen (wie bei der 

Sonderabschreibung) – bis zu 40 % der voraussichtlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten 

steuerlich gewinnmindernd abziehen. Der Abzugsbetrag darf im Jahr der Inanspruchnahme und den drei 

Vorjahren 200.000 € je Betrieb nicht übersteigen. Nach wie vor gilt: Die Berücksichtigung des 

Investitionsabzugsbetrags ist in dem Wirtschaftsjahr rückgängig zu machen, in dem der Abzug erfolgt ist, 

wenn die geplanten Investitionen unterbleiben. Dafür werden bestandskräftige Bescheide korrigiert und es 

entstehen Zinsaufwendungen! 

 Investitionsabzugsbetrag nach Außenprüfung: Die Steuervergünstigung kann zur Kompensation 

eines Steuermehrergebnisses der Außenprüfung eingesetzt werden. 

 Investitionsabzugsbetrag für einen betrieblichen Pkw: Unter weiteren Voraussetzungen kann der 

Investitionsabzugsbetrag auch für einen Pkw in Anspruch genommen werden. Der Nachweis der 

über 90%igen betrieblichen Nutzung ist über ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch zu führen. Wird 

das Fahrzeug ausschließlich seinen Arbeitnehmern zur Verfügung gestellt – dazu zählen auch 

angestellte GmbH-Geschäftsführer –, handelt es sich um eine 100%ige betriebliche Nutzung. 
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15 Mindestvergütung bei Auszubildenden 

Mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung und Stärkung der beruflichen Bildung verfolgt die 

Bundesregierung u. a. das Ziel, die duale berufliche Bildung in Deutschland zu modernisieren und zu 

stärken. Der Gesetzentwurf sieht verschiedene Maßnahmen vor, um diese Ziele zu erreichen. Im Entwurf 

ist auch eine Mindestvergütung für Auszubildende enthalten.  

Ab 1.1.2020 soll eine Mindestvergütung für Auszubildende gelten, die außerhalb der Tarifbindung liegen. 

2020 beträgt die Vergütung im ersten Ausbildungsjahr 515 €/Monat. 2021 erhöht sie sich auf 550 €, 

2022 auf 585 € und 2023 auf 620 €.  

Im weiteren Verlauf der Ausbildung steigt die Mindestvergütung: um 18 % im zweiten Jahr, um 35 % im 

dritten und um 40 % im vierten Ausbildungsjahr. 

Dies finde ich persönlich gut; es gibt den Azubis mehr Motivation und hilft hoffentlich Nebenjobs zu 

vermeiden, die die Ausbildung erschweren. 

16 Wiedereinführung der Meisterpflicht 

Ein von der Koalition vorgelegter Gesetzesentwurf sieht vor, dass in zwölf derzeit zulassungsfreien 

Handwerksberufen künftig wieder die Meisterpflicht eingeführt werden soll.  

Im Einzelnen handelt es sich um die Berufe Fliesen-, Platten- und Mosaikleger, Beton-stein- und 

Terrazzohersteller, Estrichleger, Behälter- und Apparatebauer, Parkettleger, Rollladen- und 

Sonnenschutztechniker, Drechsler und Holzspielzeugmacher, Böttcher, Glasveredler, Schilder- und 

Lichtreklamehersteller, Raumausstatter sowie Orgel- und Harmoniumbauer.  

Diese Berufe zählen zu 53 Handwerken, für die 2004 die Meisterpflicht abgeschafft worden war, mit dem 

Hintergrund das Handwerk in der seinerzeitigen wirtschaftlich angespannten Lage zu stärken und um 

Impulse für Unternehmensgründungen zu geben. 

Der Beschluss liegt mittlerweile vor; der Meisterberuf ist wieder auferstanden. 

 

17 In eigener Sache ... 

weisen wir noch einmal auf unsere Weihnachtsschließung hin: vom 23/12/2018 bis zum 03/01/2020 bleibt 

die Kanzlei geschlossen, so dass wir mit allem ab dem 06/01/2020 gestärkt und neu motiviert ins neue 

Jahr starten können und wollen. Und jetzt das Wichtigste für diese Mandanten-Info: 

Ich danke meinem tollen Team dafür, dass es in jeder Zeit – sei es beruflich oder persönlich – an meiner 

Seite steht. Ich weiß, dass mich auf Euch verlassen kann und bin Euch dafür dankbar. Ihr seid einfach 

super! 

Allen frohe Weihnachten, einen guten Rutsch ins neue Jahr und auf ein gutes Wiedersehen. 

 

 

Christine Hartwig StBin  
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